
Jedes Kind weiß, dass ein Irrgarten gefährlich ist. Es 
kommt daher selten vor, dass man sich das Labyrinth selber 
zurechtzimmert. Mit der Bankenunion scheint aber genau 
das zu passieren. Sie droht zum europäischen Irrgarten zu 
werden. Tagtäglich wachsen die Zweifel, ob die hoch-
gesteckten Ziele – ein insgesamt sichereres europäisches 
Finanzsystem und die Beseitigung des Teufelskreises aus 
sich gegenseitig verstärkender Verschuldung von Banken 
und Staaten – zu erreichen sind. Schon der erste Baustein 
der Union, die einheitliche Bankenaufsicht, erzeugt in der 
EU eine Aufsichtsarchitektur, die an Komplexität kaum 
zu überbieten ist. In Deutschland gibt es nur zwei Auf-
sichtsorgane, die Bundesbank und die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht BaFin. Zur Koordinierung der 
beiden aber wurde im Laufe der Krise eigens ein Finanzsta-
bilitätsrat gegründet. In Europa aber arbeiten momentan 
vier unabhängige supranationale Finanzaufsichtsbehörden 
– EZB-Systemrisikorat, Bankenaufsicht EBA, Versicherungs-
aufsicht und Wertpapieraufsicht – und 27 höchst unter-
schiedlich organisierte nationale Aufsichten mit unklarer 
Kompetenzabgrenzung nebeneinander. Der einheitliche 
Aufsichtsmechanismus in einer EU-Bankenunion hätte 
diese Komplexität eigentlich beseitigen sollen. Erreicht 
wurde das genaue Gegenteil. Mit der EZB-Aufsicht über die 
systemrelevanten und ESM-gestützten Banken sind nun 
fünf anstatt vier supranationale Behörden und weiterhin 
27 nationale Aufseher am Werke. In diesem Wust von Zu-
ständigkeiten sind Interessenskonflikte und Koordinations-
versagen vorprogrammiert. 

Natürlich gehört es zur Schlagkräftigkeit einer Aufsicht, 
Banken schließen zu können. Unabhängigkeit der EZB, 
Gefahr der Überforderung und mögliche Zielkonflikte mit 
der Geldpolitik sprechen aber eigentlich dagegen, der EZB 
auch noch das Recht zur Bankenschließung einzuräumen. 
Und so wird es wohl demnächst noch eine europäische 
Behörde für die Schließung und Abwicklung von Banken 

geben. Undurchschaubarkeit und Risikoexplosion hängen 
zusammen. Das ist eine zentrale Lehre aus der Finanzkrise. 
Es ist eine Ironie, dass ausgerechnet die Schöpfer der poten-
tiellen EU-Bankenunion diesen Zusammenhang ignorieren. 
Dabei liegt die Lösung auf der Hand. Die Banken-, Wert-
papier- und Versicherungsaufsicht hätten zusammengefasst 
und zu einer eigenständigen schlagkräftigen EU-Finanzauf-
sicht ausgebaut werden können. Die nationalen Aufseher 
hätten unter diesem Dach weiterhin die lokal tätigen 
Banken und Finanzinstitute betreuen können. Selbstver-
ständlich hätte das Recht zur Schließung einer Bank bei der 
EU-Finanzaufsicht gelegen. Die weiterhin ungelöste Frage, 
wie es um die prinzipielle Rechenschaftspflicht der Aufsicht 
gegenüber den Parlamenten bestellt ist, wenn die Banken-
aufsicht teilweise auf die unabhängige EZB übergeht, 
hätte sich erst gar nicht gestellt. Eine solche einheitliche 
EU-Finanzaufsichtsarchitektur hätte auch einen faktischen 
Zwang geschaffen, rasch ein EU-Restrukturierungsgesetz zu 
verabschieden und die Finanzierungsfrage der Bankenab-
wicklung zu klären. Da aber kein Mitgliedsland gewillt ist, 
den bereits vorhandenen Irrgarten aufzuräumen, stolpern 
wir weiter in die Verwirrung.

Die neueste Idee ist das Netzwerk der nationalen Töpfe 
als Ersatz für einen europaweiten Abwicklungsfonds für 
marode Banken. Wenn aber die Finanzierung der Bankenab-
wicklung national bleibt, wie soll dann der Teufelskreis aus 
Banken- und Länderschieflage beseitigt werden? Und wer 
gibt in diesem Netzwerk die Mittel frei, wenn ein interna-
tionales Finanzkonglomerat in Schieflage ist und quasi über 
Nacht gehandelt werden muss, um den Schock auf den 
Märkten möglichst gering zu halten? Der schwerfällige poli-
tische Entscheidungsprozess in der EU passt einfach nicht 
zu den Dringlichkeiten einer einigermaßen geordneten 
Bankenabwicklung. Anstatt schlagkräftige EU-Institutionen 
zu etablieren, haben sich die Schöpfer der Bankenunion 
bereits im Anfangsstadium verheddert. 
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